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Drucksache V/4435 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. Juni 1969 

II/2 — 35100 — Be 1/5/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Berlinhilfegesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 339. Sitzung am 30. Mai 1969 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Kiesinger 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Berlinhilfegesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Berlinhilfegesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. Oktober 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1049), geändert durch das Gesetz zur Änderung 
steuerrechtlicher Vorschriften vom 20. Februar 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 141), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In den Absätzen 1, 2 und 4 wird die Zahl 
„4,2" jeweils durch die Zahl „4,5" ersetzt; 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Hat ein Berliner Unternehmer Werk- 
leistungen für einen westdeutschen Unter- 
nehmer in Berlin (West) ausgeführt, so ist 
er berechtigt, die von ihm geschuldete Um- 
satzsteuer um 4,5 vom Hundert des für diese 
Leistungen vereinbarten Entgelts zu kürzen, 
wenn die bearbeiteten oder verarbeiteten 
Gegenstände aus Berlin (West) in das übrige 
Bundesgebiet gelangt sind."; 

c) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Hat ein Berliner Unternehmer Filme, 
Tonnegative oder Mischbänder von Syn- 
chronfassungen einem westdeutschen Unter- 
nehmer zur Auswertung im übrigen Bundes- 
gebiet überlassen, so ist er berechtigt, die 
von ihm geschuldete Umsatzsteuer um 4,5 
vom Hundert des für die Überlassung der 
Auswertung vereinbarten Entgelts zu kür- 
zen, wenn er die Gegenstände nach dem 
31. Dezember 1961 in Berlin (West) herge- 
stellt hat. Auswertung im Sinne von Satz 1 
ist die Überlassung der Gegenstände an 
Filmtheater und die Ausstrahlung durch 
Rundfunkanstalten. " ; 

d) hinter Absatz 5 wird folgender Absatz 6 
eingefügt: 

„(6) Hat ein Berliner Unternehmer für 
einen westdeutschen Unternehmer die tech- 
nische oder wirtschaftliche Beratung oder 
Planung für Anlagen im übrigen Bundes- 
gebiet ausgeführt, so ist er berechtigt, die 
von ihm geschuldete Umsatzsteuer um 
4,5 vom Hundert des für diese Leistungen 
vereinbarten Entgelts zu kürzen, wenn es 
sich um selbständige sonstige Leistungen 
im Sinne des § 3 Abs. 8 des Umsatzsteuer- 
gesetzes (Mehrwertsteuer) handelt und diese 
von einer in Berlin (West) belegenen Be- 
triebstätte ausgeführt werden."; 


e) der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7; die 
Zahl 5 wird dort durch die Zahl 6 ersetzt. 

2. Hinter § 1 wird folgender § 1 a eingefügt: 

,,§ 1 a 

Kürzungsanspruch für Innenumsätze 

(1) Hat ein Unternehmer Gegenstände, die 
er in einer Betriebstätte in Berlin (West) her- 
gestellt hat, in einer westdeutschen Betrieb- 
stätte für Zwecke seines Unternehmens verwen- 
det, die nicht bereits nach § 1 begünstigt sind, 
so ist er berechtigt, die von ihm geschuldete 
Umsatzsteuer um 6 vom Hundert des Verrech- 
nungsentgelts (§ 7 Abs. 3) für die verwendeten 
Gegenstände zu kürzen. 

(2) Die Voraussetzungen für die Kürzung 
nach Absatz 1 sind belegmäßig und buchmäßig 
nachzuweisen." 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Hat ein westdeutscher Unternehmer 
Werkleistungen durch einen Berliner Unter- 
nehmer in Berlin (West) ausführen lassen, 
so ist er berechtigt, die von ihm geschuldete 
Umsatzsteuer um 4,2 vom Hundert des ihm 
für diese Leistungen in Rechnung gestellten 
Entgelts zu kürzen, wenn die bearbeiteten 
oder verarbeiteten Gegenstände aus Berlin 
(West) in das übrige Bundesgebiet gelangt 
sind. " ; 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Hat ein Berliner Unternehmer Filme, 
Tonnegative oder Mischbänder von Syn- 
chronfassungen einem westdeutschen Unter- 
nehmer zur Auswertung im übrigen Bundes- 
gebiet überlassen, so ist der westdeutsche 
Unternehmer berechtigt, die von ihm ge- 
schuldete Umsatzsteuer um 4,2 vom Hundert 
des ihm für die Überlassung der Auswertung 
in Rechnung gestellten Entgelts zu kürzen, 
wenn der Berliner Unternehmer die Gegen- 
stände nach dem 31. Dezember 1961 in Ber- 
lin (West) hergestellt hat. Auswertung im 
Sinne von Satz 1 ist die Überlassung der 
Gegenstände an Filmtheater und die Aus- 
strahlung durch Rundfunkanstalten."; 

c) hinter Absatz 5 wird folgender Absatz 6 
eingefügt: 

„(6) Hat ein Berliner Unternehmer für 
einen westdeutschen Unternehmer die tech- 
nische oder wirtschaftliche Beratung oder 
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Planung für Anlagen im übrigen Bundes- ! 
gebiet ausgeführt, so ist der auftraggebende ' 
westdeutsche Unternehmer berechtigt, die ' 
von ihm geschuldete Umsatzsteuer um 4,2 
vom Hundert des ihm für diese Leistungen in 
Rechnung gestellten Entgelts zu kürzen, 
wenn es sich um selbständige sonstige Lei- 
stungen im Sinne des § 3 Abs. 8 des Umsatz- 
steuergesetzes (Mehrwertsteuer) handelt und 
diese von einer in Berlin (West) belegenen 
Betriebstätte ausgeführt werden."; 

d) der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7; die 
Zahl 5 wird dort durch die Zahl 6 ersetzt. 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält der erste Halbsatz fol- 
gende Fassung: 

„Die Kürzungen nach § 1 Abs. 1, § 1 a Abs. 1 
und § 2 Abs. 1 werden nicht gewährt für die 
Lieferung, die Verwendung oder den Erwerb 
folgender Gegenstände:"; 

b) In Absatz 1 Nr. 11 wird hinter dem Wort 
„sind" der Punkt durch einen Strichpunkt 
ersetzt und folgende Nummer 12 angefügt: 

„12. Fleisch und genießbarer Schlachtabfall 
von Rindern, Kälbern, Schweinen und 
Schafen, frisch, gekühlt oder gefroren; 
ausgenommen sind 

a) Fleisch und genießbarer Schlachtab- 
fall von Tieren, die in Berlin (West) 
geschlachtet worden sind, 

b) Fleisch in Einzelpackungen bis zu 
1000 g."; 

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Die Kürzung nach § 2 Abs. 1 wird nicht 
gewährt für den Erwerb von Rohmassen 
(Marzipan-, Persipan- und Nougatmassen) 
und Kernpräparaten (geschälte oder zerklei- 
nerte Mandeln, Haselnüsse, Kaschunüsse, 
Aprikosenkerne, Pfirsichkerne)." ; 

d) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Kürzungen nach § 1 Abs. 1, § 1 a 
Abs. 1 und § 2 Abs. 1 finden Anwendung 

1. bei Tabakwaren nur auf das um die 
Tabaksteuer gekürzte Entgelt oder 
Verrechnungsentgelt, 

2. bei Trinkbranntweinen im Sinne 
des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol vom 8. April 1922 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 335, 405) und Halb- 
fabrikaten zur Trinkbranntwein- 
herstellung (ausgenommen Essen- 
zen), soweit sie nicht unter die 
Ausnahme des Absatzes 1 Nr. 11 
fallen, nur auf das um die Brannt- 
weinsteuer gekürzte Entgelt oder 
Verrechnungsentgelt." ; 
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e) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Bundesregierung kann durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß die Kür- 
zungen nach § 1 Abs. 1, § 1 a Abs. 1 oder 
§ 2 Abs. 1 hinsichtlich bestimmter Gegen- 
stände nicht anzuwenden sind, wenn durch 
diese Vergünstigungen die Existenz eines 
maßgeblichen Teils derjenigen westdeut- 
schen Unternehmer erheblich gefährdet wür- 
de, die Gegenstände gleicher Art liefern." 

5. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In den Fällen des § 1 Abs. 1, 2 und 4, 
§ 1 a Abs. 1 und § 2 Abs. 1, 2 und 4 ist wei- 
tere Voraussetzung für eine Herstellung in 
Berlin (West), daß der Gegenstand in einer 
Berliner Betriebstätte bearbeitet oder ver- 
arbeitet worden ist, deren Wertschöpfung 
im vorangegangenen Wirtschaftsjahr min- 
destens 20 vom Hundert des auf Berlin 
(West) entfallenden wirtschaftlichen Um- 
satzes betragen hat."; 

b) in Absatz 3 wird der Klammerzusatz am 
Ende des Satzes 1 gestrichen und folgender 
Satz 2 angefügt: 

„Tonnegative und Mischbänder von Syn- 
chronfassungen gelten als in Berlin (West) 
hergestellt, wenn die technischen Leistungen 
ausschließlich in Berlin (West) durchgeführt 
worden sind."; 

c) hinter Absatz 3 wird folgender Absatz 4 an- 
gefügt: 

„(4) Eine Werkleistung durch einen Ber- 
liner Unternehmer liegt auch dann vor, wenn 
dieser die Werkleistung ganz oder teilweise 
von einem anderen Berliner Unternehmen 
ausführen läßt." 

6. Hinter § 6 wird folgender § 6 a eingefügt: 

„§ 6 a 

Wertschöpfung 

(1) Als Wertschöpfung im Sinne des § 6 
Abs. 2 gilt der Unterschied zwischen dem wirt- 
schaftlichen Umsatz und dem wirtschaftlichen 
Waren- und Materialeinsatz. Der wirtschaftliche 
Waren- und Materialeinsatz kann um den Wert 
der erworbenen Gegenstände und der in An- 
spruch genommenen Werkleistungen, soweit 
dieser im wirtschaftlichen Waren- und Material- 
einsatz enthalten ist, gemindert werden, wenn 
ein anderer Berliner Unternehmer die Gegen- 
stände nachweislich in Berlin (West) hergestellt 
oder die Werkleistungen nachweislich in Ber- 
lin (West) ausgeführt hat. Die Branntweinsteuer 
und die Tabaksteuer bleiben bei der Ermittlung 
der Wertschöpfung außer Ansatz, Unterhält ein 
Unternehmer mehrere Betriebstätten in Ber- 
lin (West), so ist bei der Errechnung der Wert- 
schöpfung von der Summe der wirtschaftlichen 
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Umsätze und der Summe der wirtschaftlichen 
Waren- und Materialeinsätze dieser Betrieb- 
stätten auszugehen. Die Begriffe „wirtschaft- 
licher Umsatz" und „wirtschaftlicher Waren- und 
Materialeinsatz" bestimmen sich nach den 
Grundsätzen der steuerlichen Prüfungstechnik. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung zur Wahrung der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung ein einheit- 
liches Berechnungsverfahren vorschreiben." 

7. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) ln den §§ 1 und 13 treten an die Stelle 
der vereinbarten Entgelte die vereinnahmten 
Entgelte, wenn der Unternehmer die Um- 
satzsteuer nach vereinnahmten Entgelten 
(§§ 19, 20 des Umsatzsteuergesetzes [Mehr- 
wertsteuer]) berechnet. Anstatt des verein- 
barten Entgelts ist das vereinnahmte Ent- 
gelt und der Tag der Vereinnahmung buch- 
mäßig nachzuweisen (§ 10 Abs. 1 Nr. 7). Bei 
einem Wechsel der Besteuerungsart dürfen 
Kürzungsbeträge nicht doppelt in Anspruch 
genommen werden."; 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Als Verrechnungsentgelt im Sinne 
des § 1 a Abs. 1 ist der Betrag anzusetzen, 
den der Unternehmer hätte aufwenden müs- 
sen, um den verwendeten Gegenstand von 
einem fremden Unternehmer zu erhalten 
(Marktpreis ohne Umsatzsteuer). Ist ein Ver- 
rechnungsentgelt in dieser Weise nicht zu 
ermitteln, so sind der Kürzung höchstens 
115 vom Hundert der nach den einkommen- 
steuerlichen Vorschriften berechneten Her- 
stellungskosten zugrunde zu legen." 

8. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8 

Ursprungsbescheinigung 

(1) Der Nachweis, daß ein Gegenstand in 
Berlin (West) hergestellt oder eine Werkleistung 
in Berlin (West) ausgeführt worden ist, ist durch 
eine Ursprungsbescheinigung zu führen, die der 
Senator für Wirtschaft, Berlin, auf Antrag aus- 
stellt. Der Antrag ist unter Vorlage der Rech- 
nungen oder Lieferscheine zu stellen und mit 
der Versicherung zu versehen, daß die Voraus- 
setzungen der Herstellung in Berlin (West) er- 
füllt sind. Die Ursprungsbescheinigung wird 
dem Antragsteller grundsätzlich in zwei Aus- 
fertigungen erteilt, von denen eine Ausfertigung 
für den westdeutschen Unternehmer bestimmt 
ist. Soweit die Voraussetzung des § 6 Abs. 2 
nachzuweisen ist, hat der Antragsteller in jedem 
Kalenderjahr bei der ersten Antragstellung an- 
zugeben, wie sich die Wertschöpfung der Berli- 
ner Betriebstätte errechnet. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die sonsti- 
gen Leistungen im Sinne des § 1 Abs. 6 und § 2 
Abs. 6. 


(3) Der Senator für Wirtschaft, Berlin, be- 
stimmt die Einzelheiten des Verfahrens. Er ist 
ermächtigt, von den an der Herstellung oder 
Werkleistung beteiligten Unternehmern Anga- 
ben und Unterlagen zur Ermittlung des Tat- 
bestandes zu verlangen. Er kann ferner zulas- 
sen, daß die in Absatz 1 Satz 4 geforderte An- 
gabe der Wertschöpfung für einen längeren Zeit- 
raum als ein Kalenderjahr gilt. 

(4) In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten 
über die Erteilung der Ursprungsbescheinigun- 
gen ist der Finanzrechtsweg gegeben." 

9. In § 9 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „4" jeweils 
durch die Zahl „3" ersetzt. 

10. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die buchmäßig nachzuwedsenden Vor- 
aussetzungen müssen eindeutig und leicht 
nachprüfbar aus der Buchführung zu ersehen 
sein. Die Bücher sind im Bundesgebiet zu 
führen." ; 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In der Regel sollen aufgezeichnet 
werden 

1. bei den Kürzungen nach § 1: 

a) die Menge und die handels- 
übliche Bezeichnung der Gegen- 
stände, die geliefert oder im 
Werklohn bearbeitet oder ver- 
arbeitet worden sind, 

b) die Herstellung des Gegenstan- 
des oder die Werkleistung in 
Berlin (West) unter Hinweis auf 
die Ursprungsbescheinigung 
(§ 8 ), 

c) der Lieferer und der Tag der 
Lieferung an den Berliner Un- 
ternehmer oder der Werklei- 
stende und der Tag der Werk- 
leistung an den Berliner Unter- 
nehmer, wenn der Berliner Un- 
ternehmer den Gegenstand nicht 
selbst hergestellt oder selbst 
bearbeitet oder verarbeitet hat, 

d) die Bezeichnung der sonstigen 

Leistung im Sinne des § 1 

Abs. 6 unter Hinweis auf die 
Ursprungsbescheinigung (§ 8), 

e) der Empfänger der Lieferung 
oder der sonstigen Leistung im 
übrigen Bundesgebiet (Name, 
Bezeichnung des Gewerbezweigs 
oder Berufs, Anschrift), 

f) der Tag der Versendung oder 
der Beförderung des gelieferten 
oder im Werklohn bearbeiteten 
oder verarbeiteten Gegenstan- 
des unter Hinweis auf die Ver- 
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sendungsbelege oder die sonsti- | 
gen Belege (§ 9 Abs. 1), 


gen Bundesgebiet ausgewertet 
worden sind, 


g) die Zeit, während der die ver- 
mieteten oder verpachteten Ge- 
genstände im übrigen Bundes- ! 
gebiet genutzt oder die Filme, j 
Tonnegative oder Mischbänder 
von Synchronfassungen im übri- 
gen Bundesgebiet ausgewertet 
worden sind, unter Hinweis auf 

' die darüber ausgestellte Be- 
scheinigung des westdeutschen i 
Unternehmers (§ 9 Abs. 2), 

h) das vereinbarte Entgelt unter ; 

Hinweis auf die Rechnungs- : 
durchschrift; ■ 


2. bei der Kürzung nach § 1 a: 


a) die Menge und die handels- 
übliche Bezeichnung der Gegen- 
stände, die im übrigen Bundes- 
gebiet verwendet worden sind, 

b) die Herstellung der Gegen- 
stände in einer Betriebstätte in 
Berlin (West) unter Hinweis auf 
die Ursprungsbescheinigung 
(§ 8 ), 

c) der Tag, an dem die Gegen- 
stände in die westdeutsche Be- 
triebstätte übergegangen sind, 

d) die Art der Verwendung der 
Gegenstände, 

e) das Verrechnungsentgelt und 
die Art der Ermittlung,- 


12 . 


13. 


g) das vereinbarte Entgelt unter 
Hinweis auf die empfangene 
Rechnung." 

§ 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält Satz 1 folgende Fassung: 
„Die Kürzungsbeträge nach den §§ 1, 1 a und 
2 sind mit der für einen Voranmeldungszeit- 
raum oder Veranlagungszeitraum geschulde- 
ten Umsatzsteuer zu verrechnen."; 

b) In Absatz 2 erhalt Satz 1 folgende Fassung: 
„Werden vereinbarte Entgelte oder Verrech- 
nungsentgelte gemindert, so sind die Kür- 
zungsbeträge nach den §§ 1, 1 a und 2 inso- 
weit zurückzuzahlen, als diese auf die Ent- 
geltminderung entfallen." 

§ 12 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Gelangen Gegenstände, für deren Verwendung 
oder Erwerb Anspruch auf die Kürzungen nach 
den §§ 1 a oder 2 besteht, nach Berlin (West) 
zurück, ohne daß die Gegenstände im übrigen 
Bundesgebiet einer Bearbeitung oder Verarbei- 
tung im Sinne des § 6 Abs. 1 unterlegen haben, 
so darf die Kürzung der geschuldeten Umsatz- 
steuer nicht vorgenommen werden." 

In § 13 Abs. 1 wird in Satz 1 hinter der Zahl 1 
ein Beistrich gesetzt und „1 a" eingefügt; hinter 
Satz 3 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„§ 18 Abs. 2 Satz 4 und 5 und Abs. 4 Satz 4 des 
Umsatzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) ist an- 
zuwenden." 


3. bei den Kürzungen nach § 2: 

a) die Menge und die handels- 
übliche Bezeichnung der Gegen- 
stände, die erworben oder im 
Werklohn bearbeitet oder ver- 
arbeitet worden sind, 

b) der Lieferer oder der Leistende, 

c) der Ort der Herstellung oder 
der Werkleistung unter Hinweis 
auf die Ursprungsbescheini- 
gung (§ 8), 

d) die Bezeichnung der sonstigen 
Leistung im Sinne des § 2 
Abs. 6 unter Hinweis auf die 
Ursprungsbescheinigung (§ 8), 

e) der Tag des Empfangs der Ge- 
genstände im übrigen Bundes- 
gebiet unter Hinweis auf den 
Frachtbrief oder andere Belege, 

f) die Zeit, während der die ge- 
mieteten oder gepachteten Ge- 
genstände im übrigen Bundes- 
gebiet genutzt oder die Filme, 
Tonnegative oder Mischbänder 
von Synchronfassungen im übri- 


14. § 31 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Vorschriften der §§ 1 bis 13 sind auf 
Umsätze und Innenumsätze (§ 1 a) anzuwenden, 
die nach dem 31. Dezember 1969 ausgeführt 
werden. Abweichend davon ist die Vorschrift 
des § 4 Abs. 3 Nr. 1 auf Umsätze und Innnen- 
umsätze anzuwenden, die nach dem 30. Juni 
1970 ausgeführt werden." 1 


Artikel 2 

Auf Umsätze und Innenumsätze (§ 1 a), die bis 
zum 31. Dezember 1972 ausgeführt werden, ist § 6 
Abs. 2 mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Wert- 
schöpfung im vorangegangenen Wirtschaftsjahr min- 
destens zehn vom Hundert des auf Berlin (West) ent- 
fallenden wirtschaftlichen Umsatzes betragen muß 
und die Förderung des Unternehmens im dringenden 
Interesse der Wirtschaft von Berlin (West) liegt. Die 
Entscheidung, ob diese Voraussetzungen erfüllt sind, 
trifft der Senator für Wirtschaft, Berlin. 


A r t i k e 1 3 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Berlinhilfegesetzes unter Berück- 
sichtigung der bisher zu diesem Gesetz ergangenen 
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Änderungen mit neuem Datum und in neuer Para- 
graphenfolge bekanntzumachen. Bei der Bekannt- 
machung der Neufassung ist die Bezeichnung „das 
Bundesgebiet" durch die Bezeichnung „der Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes" und die Bezeichnung „das 
übrige Bundesgebiet" durch die Bezeichnung „der 
übrige Geltungsbereich dieses Gesetzes" zu ersetzen. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 


Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeine Begründung ! 

i 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht bei den Um- | 
Steuerpräferenzen des Berlinhilfegesetzes eine Reihe j 
von Verbesserungen und gezielten Einzelmaßnah- ' 
men vor. 

Bei der Vorbereitung des Gesetzentwurfs hat die ■ 
Bundesregierung insbesondere die Frage geprüft, ob j 
die Umsatzsteuerpräferenzen mehr an der Berliner | 
Wertschöpfung orientiert werden können (vgl. 
Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses über den 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Berlin- 
hilfegesetzes vom 13. November 1967, zu Druck- 
sache V/2267 und allgemeine Begründung zum Ent- 
wurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Ber- 
linhilfegesetzes, Drucksache V/3019). Die Prüfung ist 
im Benehmen und unter Mitwirkung des Senats 
von Berlin, der Berliner und der westdeutschen 
Wirtschaft sowie unabhängiger Sachverständiger 
und Wirtschaftsforschungsinstitute durchgeführt 
worden. Die Bundesregierung hat alle Vorschläge, i 
die auf eine Umstellung des Präferenzsystems ab- 
zielten, sorgfältig untersucht. Sie ist jedoch in 
Übereinstimmung mit dem Senat von Berlin und 
der Berliner und der westdeutschen Wirtschaft zu 
dem Ergebnis gekommen, daß an dem gegenwärti- 
gen Präferenzsystem grundsätzlich festgehalten wer- 
den sollte. Maßgebend hierfür war die Erkenntnis, 
daß das Umsatzsteuerrecht nicht die Möglichkeit 
bietet, die Präferenzen mit ausreichender Genauig- 
keit und Gleichmäßigkeit wirkungsvoll nach der 
Wertschöpfung auszurichten. Auch wäre eine Um- 
stellung nur um den Preis einer erheblichen Kompli- 
zierung der gesetzlichen Vorschriften und eines un- 
verhältnismäßigen Arbeitsaufwandes bei Wirtschaft 
und Finanzverwaltung zu verwirklichen gewesen. 

Die Bundesregierung ist jedoch der Auffassung, daß 
der Gedanke der Wertschöpfung im Rahmen des 
geltenden Präferenzsystems Berücksichtigung finden 
kann, soweit es darum geht, geringfügige Produk- 
tionsleistungen in Berlin, deren Präferenzierung 
nicht dem Zweck des Berlinhilfegesetzes entspricht, 
von der Vergünstigung auszuschließen. Dieser Auf- 
fassung trägt der vorliegende Gesetzentwurf Rech- 
nung. 

Im wesentlichen schlägt die Bundesregierung fol- 
gende Maßnahmen vor: 

1. Einführung einer Mindestwertschöpfungsgrenze 
von 20 v. H. (vgl. Einzelbegründung zu Artikel 1 
Nr. 5 Buchstabe a und Nr. 6). 

2. Erhöhung des Kürzungssatzes von 4,2 v. H. auf 
4,5 v. H. für den Berliner Unternehmer (vgl. Ein- 
zelbegründung zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a). 

3. Ausdehnung der Umsatzsteuerpräferenzen auf 
die sog. Innenumsätze (vgl. Einzelbegründung zu 
Artikel 1 Nr. 2). 


4. Herausnahme der Tabaksteuer und der Brannt- 
weinsteuer aus der Bemessungsgrundlage (vgl. 
Einzelbegründung zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe d). 

5. Ausdehnung der Umsatzsteuerpräferenzen auf 
bestimmte Leistungen im Bereich der Filmpro- 
duktion und auf bestimmte Ingenieurleistungen 
(vgl. Einzelbegründung zu Artikel 1 Nr. 1 Buch- 
staben c und d). 

6. Einschränkung der Umsatzsteuerpräferenzen bei 
Fleischlieferungen (vgl. Einzelbegründung zu 
Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe b). 

Die weiteren Änderungen sind vorwiegend tech- 
nischer und redaktioneller Natur. 


II. Begründung zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Zu Buchstabe a 

In § 1 wird der Kürzungsanspruch des Berliner Un- 
ternehmers von 4,2 vom Hundert auf 4,5 vom Hun- 
dert erhöht. Diese Maßnahme soll den Anreiz er- 
höhen, Produktionsstätten nach Berlin (West) zu 
verlagern. Außerdem trägt sie dem Umstand Rech- 
nung, daß die Inanspruchnahme der Umsatzsteuer- 
präferenzen durch Einführung einer Mindestwert- 
schöpfung von 20 vom Hundert (Artikel 1 Nr. 5 
Buchstabe a des Entwurfs) erschwert worden ist. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung des § 1 Abs. 3 hat, abgesehen von 
der Erhöhung des Kürzungssatzes, nur redaktionelle 
Bedeutung. 

Zu Buchstabe c 

In § 1 Abs. 5 wird die bisher nur für Filme geltende 
Vergünstigung auf Tonnegative und Mischbänder 
von Synchronfassungen ausgedehnt und gleichzeitig 
auf die Überlassung von Filmen usw. an Rundfunk- 
anstalten erweitert. Aus Gründen der Gleichmäßig- 
keit der Besteuerung soll hierdurch eine bisher be- 
stehende unterschiedliche Behandlung, insbesondere 
der Filmproduktion für das Fernsehen, beseitigt 
werden. 

Zu Buchstabe d 

Durch § 1 Abs. 6 wird eine neue Vergünstigung für 
sonstige Leistungen, die in der Beratung und Pla- 
nung für Anlagen im übrigen Bundesgebiet be- 
stehen, eingeführt. Unter die Vergünstigung fallen 
beratende Ingenieure, Konstruktionsbüros und ähn- 
liche Unternehmer. Damit erstrecken sich die Präfe- 
renzen neben den bisher begünstigten Dienstleistun- 
gen auf einen weiteren Teilbereich, dessen Förde- 
rung im Hinblick auf die besondere Situation West- 
berlins geboten erscheint. 
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Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die Vorschrift des § 1 a regelt die Begünstigung der 
sog. Innenumsätze bei Unternehmern, die sowohl 
in Berlin (West) als auch im übrigen Bundesgebiet 
Betriebstätten unterhalten. Die Vergünstigung fin- 
det Anwendung, soweit diese Unternehmer die in 
Berlin (West) produzierten Gegenstände in ihrer 
westdeutschen Betriebstätte für unternehmerische 
Zwecke, sei es zur weiteren Bearbeitung oder Ver- 
arbeitung, sei es zur Nutzung als Anlagevermögen, 
verwenden. Der Kürzungsanspruch beträgt 6 vom 
Hundert des innerbetrieblichen Verrechnungsent- 
gelts (vgl. Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe b). Er ist damit 
höher als der Kürzungsanspruch für den Berliner 
Unternehmer (4,5 vom Hundert), aber niedriger als 
die Gesamtpräferenz für Lieferungen zwischen frem- 
den Unternehmern (8,7 vom Hundert). Diese Rege- 
lung trägt einerseits dem Umstand Rechnung, daß 
beim Weiterverkauf der Gegenstände eine Ab- 
nehmerpräferenz nicht gewährt wird, und berück- 
sichtigt andererseits, daß der Kürzungsanspruch für 
Innenumsätze nur einem Unternehmen zugute 
kommt. 

Die Vergünstigung schließt eine gewisse Lücke im 
bisherigen Präferenzsystem. Sie soll der westdeut- 
schen Wirtschaft einen Anreiz bieten, Vorproduk- 
tionen nach Berlin (West) zu verlegen. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung des § 2 Abs. 3 hat nur redaktionelle 
Bedeutung. 

Zu Buchstabe b 

Wegen der Änderung des § 1 Abs. 5 mußte die für 
den westdeutschen Unternehmer geltende Vorschrift 
des § 2 Abs. 5 entsprechend geändert werden (vgl. 
Begründung zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe c). 

Zu Buchstabe c 

Die Vorschrift des § 2 Abs. 6 regelt die dem § 1 
Abs. 6 entsprechende Vergünstigung für den auf- 
traggebenden westdeutschen Unternehmer (vgl. Be- 
gründung zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe d). 

Zu Artikel 1 Nr. 4 


1968 die schon früher beanstandeten Praktiken wie- 
j der aufgelebt sind: geschlachtete Tiere, ganz oder 
geteilt, wurden von Westdeutschland nach Berlin 
verbracht, dort nur durch wenige Schnitte zerteilt 
und anschließend — unter Inanspruchnahme der 
; Präferenzen von insgesamt 8,4 vom Hundert — 
i wieder nach Westdeutschland zurückgeliefert. Die 
| Gewährung der Umsatzsteuervergünstigungen wi- 
derspricht in diesen Fällen dem Sinn und Zweck 
des Berlinhilfegesetzes. Die Lieferungen von Fleisch 
und genießbarem Schlachtabfall von Tieren, die in 
Berlin (West) geschlachtet worden sind, sowie von 
Fleisch in Einzelpackungen bis zu 1 000 g bleiben 
weiterhin begünstigt. 

Zu Buchstabe c 

Bei der Neufassung des § 4 Abs. 2 handelt es sich 
um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe d 

Nach bisherigem Recht wurden die Umsatzsteuer- 
präferenzen nach dem umsatzsteuerlichen Entgelt 
bemessen, das die Verbrauchsteuern einschließt. 
Diese Regelung führte insbesondere bei Spirituosen 
und Tabakwaren im Vergleich zu anderen Waren zu 
einer unverhältnismäßigen Erhöhung der Präferen- 
zen. In der Vergangenheit sind deshalb bereits fol- 
gende Einschränkungen vorgenommen worden: 

— bei Zigaretten Kürzung der Bemessungsgrund- 
lage um ein Drittel ab 1. Januar 1963, 

— bei Spirituosen zunächst Kürzung der Bemes- 
sungsgrundlage für die Präferenz des westdeut- 
schen Abnehmers um zwei Drittel (ab 1. April 
1965), später gänzliche Streichung der Abneh- 
merpräferenz (ab 1. Januar 1968). 

Es hat sich gezeigt, daß die bisherigen Maßnahmen, 
insbesondere bei den Tabakwaren, nicht ausgereicht 
haben. Von der im Preis enthaltenen Tabaksteuer 
wird z. B. bei Zigaretten noch etwa die Hälfte begün- 
stigt. Es ist deshalb erforderlich, an Stelle der bis- 
herigen Einschränkungen die Tabaksteuer und die 
Branntweinsteuer von der Präferenzierung auszu- 
schließen. In § 4 Abs. 3 geschieht dies in der Weise, 
daß die Vergünstigungen jeweils nur auf das um 
die Tabaksteuer und Branntweinsteuer gekürzte 
Entgelt anzuwenden sind. 

Hinsichtlich des Anwendungszeitpunktes wird auf 
die Begründung zu Artikel 1 Nr. 14 hingewiesen. 


Zu Buchstabe a 

Die Änderung des § 4 Abs. 1 hat nur redaktionelle 
Bedeutung; sie ist bedingt durch die Einfügung des 
§ 1 a. 

Zu Buchstabe b 

Durch § 4 Abs. 1 Nr. 12 werden Fleisch und genieß- 
barer Schlachtabfall unter bestimmten Vorausset- 
zungen von den Umsatzsteuervergünstigungen aus- 
geschlossen. Dadurch wird die Rechtslage wieder- 
hergestellt, wie sie in der Zeit vom 1. Januar bis 
31. Dezember 1967 aufgrund der Verordnung zu § 12 
Abs. 2 des Berlinhilfegesetzes vom 25. November 
1966 (Bundesgesetzbl. I S. 651) bestanden hat. Die j 
Maßnahme ist notwendig, weil bereits im Jahre , 


Zu Buchstabe e 

Bei der Ermächtigung in § 4 Abs. 4 wird nunmehr 
darauf abgestellt, daß eine erhebliche Existenzge- 
fährdung „eines maßgeblichen Teils derjenigen 
j westdeutschen Unternehmer" (statt bisher „der- 
I jenigen westdeutschen Wirtschaftszweige") vor- 
liegen muß, die Gegenstände gleicher Art liefern. 
Dadurch soll die Praktikabilität der Ermächtigung 
erhöht werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 

Zu Buchstabe a 

In § 6 Abs. 2 wird in allen Fällen, in denen die 
Herstellung eines Gegenstandes in Berlin (West) 
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Voraussetzung ist, die Präferenzierung von einer in 
Berlin (West) erzielten Mindestwertschöpfung von 
20 vom Hundert abhängig gemacht. Die Regelung 
soll dazu beitragen, daß die Präferenzen möglichst 
nicht für solche Betriebe gewährt werden, deren 
Förderung nicht im nachhaltigen Interesse der Wirt- 
schaft von Berlin (West) liegt. Um den betroffenen 
Unternehmen die Anpassung an die neue Rechts- 
lage zu erleichtern, enthält Artikel 2 eine auf drei 
Jahre befristete Übergangsregelung. 

Zu Buchstabe b 

§ 6 Abs. 3 Satz 2 enthält die Bestimmung, unter 
welcher Voraussetzung Tonnegative und Mischbän- 
der von Synchronfassungen als in Berlin (West) 
hergestellt gelten (vgl. Begründung zu Artikel 1 
Nr. 1 Buchstabe c). 

Zu Buchstabe c 

Bei § 6 Abs. 4 handelt es sich um eine redaktionelle 
Änderung des bisherigen § 6 Abs. 2. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 

In § 6 a Abs. 1 wird der Begriff der Wertschöpfung 
im Sinne des § 6 Abs. 2 näher bestimmt. Bei den 
Begriffen „wirtschaftlicher Umsatz" und „wirtschaft- 
licher Waren- und Materialeinsatz" handelt es sich 
um Begriffe der steuerlichen Prüfungstechnik (vgl. 
Betriebsprüfungsordnung — Steuer — vom 23. De- 
zember 1965 — Anlage zu § 15 — BStBl. 1966 I 
S. 46). 

Bei Inanspruchnahme Berliner Vorleistungen kann 
der wirtschaftliche Waren- und Materialeinsatz um 
den Wert dieser Vorleistungen gemindert werden. 
Durch diese Regelung soll in gewissem Umfang er- 
reicht werden, daß die Wertschöpfung auf der Ber- 
liner Vorstufe berücksichtigt wird. 

Da die Branntweinsteuer und die Tabaksteuer die 
tatsächliche Wertschöpfung eines Betriebes ver- 
fälschen, sollen sie bei der Berechnung der Wert- 
schöpfung außer Ansatz bleiben, und zwar sowohl 
beim wirtschaftlichen Umsatz als auch beim wirt- 
schaftlichen Waren- und Materialeinsatz. 

Der vorletzte Satz des Absatzes 1 soll sicherstellen, 
daß bei Unternehmen mit mehreren Betriebstätten 
von der Wertschöpfung des gesamten Berliner Un- 
ternehmensteils ausgegangen wird. 

§ 6 Abs. 2 enthält eine Ermächtigung für den Bun- 
desminister der Finanzen, ein einheitliches Berech- 
nungsverfahren vorzuschreiben. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

Zu Buchstabe a 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe b 

Die Vorschrift des § 7 Abs. 3 enthält die Definition 
des Verrechnungsentgelts, das bei der Präferenzierung 
der sog. Innenumsätze als Bemessungsgrundlage 
anzusetzen ist. Hiernach ist grundsätzlich der 


Marktpreis ohne Umsatzsteuer maßgebend. Ist ein 
Marktpreis nicht vorhanden, so sind ersatzweise 
höchstens 115 vom Hundert der Herstellungskosten 
zugrunde zu legen. Der Aufschlag von 15 vom Hun- 
dert auf die Herstellungskosten dient der Verein- 
fachung. Durch ihn sollen die anteiligen Verwal- 
tungs- und Vertriebskosten sowie ein Gewinnzu- 
schlag pauschal abgegolten werden. Außerdem soll 
die Festsetzung der Höchstgrenze Manipulationen 
verhindern. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 

In § 8 Abs. 1 bis 3 ist der Nachweis über den 
Ursprung der Lieferung oder sonstigen Leistung in 
Berlin näher geregelt. Nach bisherigem Recht waren 
die entsprechenden Bestimmungen teils in § 8 BHG 
und teils in dem Berliner „Gesetz über die Voraus- 
setzungen für Umsatzsteuervergünstigungen im Ver- 
kehr des Bundesgebiets mit Groß-Berlin" vom 
9. März 1950 (VOB1 für Groß-Berlin I S. 92) ent- 
halten. Das bisherige Recht wurde in seinen Grund- 
zügen in die Vorschrift übernommen und um die 
Regelung des Nachweises der Mindestwertschöpfung 
ergänzt. Außerdem hat der Senator für Wirtschaft, 
Berlin, die Ermächtigung erhalten, die Einzelheiten 
des Bescheinigungsverfahrens zu bestimmen und 
zeitliche Erleichterungen für den Nachweis der Min- 
destwertschöpfung zuzulassen. Das Berliner Gesetz 
vom 9. März 1950 soll aufgehoben werden. 

In § 8 Abs. 4 ist aus Gründen der Prozeßökonomie 
und der Rechtssicherheit bestimmt, daß die Finanz- 
gerichte auch für Streitigkeiten über die Erteilung 
der Ursprungsbescheinigungen zuständig sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 

§ 10 regelt den buchmäßigen Nachweis. In die Vor- 
schrift ist weitgehend die bisherige Regelung über- 
nommen worden. 

Absatz 1 enthält eine Generalklausel, Absatz 2 
stellt für die Form und den Inhalt des buchmäßigen 
Nachweises in den einzelnen Fällen Richtlinien auf. 

Zu Artikel 1 Nr. 11 

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 

Zu Artikel 1 Nr. 12 

Durch die Neufassung soll sichergestellt werden, 
daß auch in den Fällen des § 1 a der Kürzungsan- 
spruch wegfällt, wenn die Gegenstände nach Berlin 
(West) zurückgelangen. 

Zu Artikel 1 Nr. 13 

Der angefügte Satz stellt klar, daß auch in den Fäl- 
len des § 13 die Vorschriften des Umsatzsteuerge- 
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setzes über die Erstattung von Umsatzsteuerüber- 
schüssen anzuwenden sind. 


Zu Artikel 1 Nr. 14 

Die Vorschrift bestimmt als Anwendungszeitpunkt 
grundsätzlich den 1. Januar 1970. Abweichend soll 
die Regelung des § 4 Abs. 3 Nr. 1 (Kürzung der 
Bemessungsgrundlage um die Tabaksteuer) erst ab 
1. Juli 1970 angewandt werden. Hierdurch soll et- 
waigen Ubergangsschwierigkeiten Rechnung getra- 
gen werden. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift enthält eine Übergangsregelung für 
die Unternehmer, die die Mindestwertschöpfung 
(20 vom Hundert) nicht erreichen. Hiernach erhal- 
ten Unternehmer, deren Wertschöpfung mindestens 


10 vom Hundert beträgt, die Vergünstigungen für 
die nächsten drei Jahre, soweit der Senator für 
Wirtschaft, Berlin, diesen Unternehmern die Förde- 
rungswürdigkeit bestätigt. 

Zu Artikel 3 

Satz 1 der Vorschrift enthält die Ermächtigung zu 
einer Neufassung des BHG. Durch Satz 2 wird einer 
Beanstandung der Alliierten Kommandantura Berlin 
Rechnung getragen. 

Zu Artikel 4 

Die Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Die Vorschrift enthält den Inkrafttretenszeitpunkt. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Da das Berlinhilfegesetz mit Zustimmung des 
Bundesrates ergangen ist, bedarf das Änderungs- 
gesetz hierzu auch der Zustimmung des Bundes- 
rates. 

2. Entschließung zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe d 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsgang zu prüfen, ob unter Wahrung 
der Zielsetzung des vorliegenden Änderungs- 
gesetzes zum Berlinhilfegesetz im Artikel 1 Nr. 4 
Buchstabe d auch weiterhin eine pauschalierte 
Absetzung für die in dem Wert der Tabakwaren 
enthaltene Tabaksteuer vorgenommen werden 
kann. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


1. Durch das Änderungsgesetz werden ausschließ- 
lich die umsatzsteuerrechtlichen Vorschriften des 
Berlinhilfegesetzes geändert. Diese haben die 
Zustimmungsbedürftigkeit des Berlinhilfegeset- 
zes nicht begründet (Artikel 105 Abs. 3 in Ver- 
bindung mit Artikel 106 Abs. 1 GG). Die Bundes- 
regierung vertritt in ständiger Praxis die Auf- 
fassung, daß die Änderung eines Zustimmungs- 
gesetzes nur dann der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, wenn durch das Änderungsgesetz 
Vorschriften geändert werden, die die Zustim- 
mungsbedürftigkeit des ursprünglichen Gesetzes 
begründet haben. Die Zustimmung des Bundes- 
rates ist hiernach nicht erforderlich. 

2. Die bei Tabakwaren vorgesehene Beschränkung 
der Umsatzsteuerpräferenzen auf den reinen 
Warenwert beruht auf der Erwägung, daß eine 
Präferenzierung des im Verkaufspreis der Tabak- 
waren enthaltenen relativ hohen Tabaksteuer- 


anteils nicht gerechtfertigt ist, weil hinsichtlich 
dieses Anteils eine Produktionsleistung in Ber- 
lin (West) nicht erbracht wird. Das gleiche gilt 
bei Spirituosen für die Branntweinsteuer. Die 
Bundesregierung ist sich deshalb mit dem Senat 
von Berlin darin einig, daß die in der bisherigen 
Regelung begründeten erhöhten Präf^renzvor- 
teile beseitigt werden sollten. Die vorgeschlagene 
Maßnahme - — keine Umsatzsteuerpräferenzen 
auf Tabaksteuer und Branntweinsteuer — kommt 
zugleich den Bestrebungen entgegen, die Um- 
satzsteuerpräferenzen stärker als bisher mit einer 
wirtschaftlichen Betätigung in Berlin (West) zu 
verknüpfen. Ob mit einer pauschalen Kürzung 
der Bemessungsgrundlage entsprechend der An- 
regung des Bundesrates die gleiche Wirkung er- 
zielt werden kann, wird die Bundesregierung 
noch prüfen. Sie wird ihre Stellungnahme bei den 
Beratungen des Gesetzentwurfs im Bundestag 
abgeben. 
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